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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,
liebe ESD-Mitglieder,

Wenn am 26. September 2021 die Deutschen 
ihren neuen Bundestag wählen dürfen, dann 
sind auch die ca. 2,5 Millionen Kleinen und 
Mittleren Unternehmer dazu aufgerufen 
ihre Stimme abzugeben. Zusammen mit 
ihren Beschä� igten stellen sie eine Macht 
in der Republik dar. Denn mindestens ein 
Drittel der 60 Millionen Wahlberechtigten 
verdient seine Brötchen bei den KMUs oder 
sind selbst als Kleinstunternehmer, Freelan-
cer oder Selbständige beru� ich unterwegs. 

Der Europaverband der Selbständigen - 
Deutschland (ESD) e.V. hat wie stets vor Bun-
destagswahlen Wahlprüfsteine entwickelt, 
um den großen demokratischen Parteien auf 
den Zahn zu fühlen. Was wollen Sie für die 
KMUs tun, so lautet die Frage des ESD an die 
deutsche Politik. 
Eine spannende Frage in einer der span-
nendsten Wahlen der deutschen Nachkriegs-
geschichte.

Die Merkel-Ära geht zu Ende

Wenn am 26. September 2021 die Deutschen 
zur Bundestagswahl aufgerufen sind, dann 
werden es fast genau 16 Jahre sein, in denen 
die erste Frau im Kanzleramt das Schicksal der 
Republik maßgeblich mitgestaltete. 



Noch länger dauerte ihre Amtszeit als CDU 
Vorsitzende. Ganze 18 Jahre führte sie die Par-
tei. Die einst als „Kohls Mädchen“ verspottete, 
in der DDR aufgewachsene gebürtige Ham-
burgerin brach alle Amtszeitrekorde. Weder 
Adenauer noch ihr Ziehvater Helmut Kohl 
konnten sich so lange Zeit an der Macht halten, 
wie die Doktorin der Physik Angela Merkel. 
Merkels Abgang macht die Bundestagswahl 
zusätzlich spannend. Zum ersten Mal seit 
Gründung der Republik tritt eine Regierungs-
partei ohne den Kanzlerbonus an. Nur zwei-
mal wurden amtierende Kanzler abgewählt: 
Kurt Georg Kiesinger 1969 und der „ewige“ 
Kanzler Kohl im Jahre 1998. Apropos Kohl: 
Angela Merkel war nicht nur länger im Amt als 
ihr politischer Ziehvater, sie erkannte auch die 
Zeichen der Zeit. 
Der Generationenwechsel in der CDU kommt. 
Spätestens nach der Wahl einer Nachfolgerin 
oder eines Nachfolgers wird Merkel  das Berli-
ner Kanzleramt verlassen. Und zwar freiwillig. 

Die Nachfolger scharren mit den Hufen

Ob Armin Laschet (CDU), Olaf Scholz (SPD) 
oder Annalena Baerbock (Bündnis90/Die Grü-
nen) Angela Merkel beerben werden, entschei-
det die Wähler nur indirekt. Wer Kanzlerin 
oder Kanzler wird, hängt vom Wahlergebnis 
der Parteien ab. Ihre gewählten Bundestagsab-
geordneten wählen später den Regierungschef. 
Dabei kommt es auf die sogenannte Kanzler-
mehrheit an, die sehr wahrscheinlich durch 
die Bildung einer Koalition zustande kommen 
muss. Die für die Kanzlerscha� nominierten 
sind im Wahlkampf allerdings die Zugpferde 
ihrer Parteien. Sie scharren mit den Hufen. 

Armin Laschet, CDU

Armin Laschet, amtierender NRW-Minister-
präsident, musste sich zunächst gegen Fried-
rich Merz und dann gegen den bayerischen 
Ministerpräsidenten Markus Söder (CSU) 
durchsetzen. Letzteres brachte die beiden 
Schwesterparteien CDU und CSU nicht nur 
in einen handfesten Kon�ikt, sondern auch in 
eine Aufspaltung in ein Laschet- und ein Sö-
derlager. Der Streit konnte nur mühsam zu-

gunsten von Laschet beendet werden, beige-
legt ist er aber vermutlich nicht. Söder zog sich 
grollend nach Bayern zurück, Laschet zog in 
den Wahlkampf. 

Dort präsentierte er sich eher unverbindlich. 
Als typischer Generalist steht er kaum für Ver-
änderungen. Laschet fährt auf Sicht und setzt 
vor allem auf Sicherheit. Aber er steht auch für 
ungeahnte Peinlichkeiten. Sein unwürdiger 
Au�ritt während der Hochwasserkatastrophe 
an Er� und Ahr, als er live zur falschen Zeit, 
am falschen Ort, die rheinische Frohnatur gab, 
wird den Opfern und den Wählerinnen und 
Wähler wohl unvergessen bleiben. 

Olaf Scholz, SPD

Der frühere Hamburger Bürgermeister und 
jetzige amtierende Finanzminister der Großen 
Koalition ist sicherlich der fachlich kompe-
tenteste Bewerber um das dritthöchste Regie-
rungsamt im Staate. 
Gleichzeitig hat er aber auch die schwierigste 
Ausgangslage. Sozialdemokratische Akzente 
auf dem Feld der Finanzpolitik zu setzen ist 
kein leichtes Unterfangen. Hinzu kommt, dass 
Scholz in seiner Funktion als Finanzaufsicht 
in die Skandale um Cum-Ex und Wirecard 
verwickelt ist.  Das mediale Echo belastet den 
Scholz-Wahlkampf erheblich. Immerhin hat 
der einzige der Kanzlerkandidaten, der nicht 
auch gleichzeitig Parteivorsitzender ist, es ge-
scha�, die im Volk als notorische Quengler 
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verschriene Parteispitze Esken/Borjans im 
Wahlkampf verstummen zu lassen. Das mag 
mancher als Erfolg feiern. 
Irgendwie wirkt der Scholz`sche Wahlkampf 
so, als wollte er seine sozialdemokratische Mit-
gliedscha� – gelinde gesagt – nicht überbeto-
nen. 

Das erinnert ein bißchen an Rumpelstilzchen, 
nicht aber an die Handschri� der großen so-
zialdemokratischen Kanzler�guren früherer 
Jahrzehnte.

Annalena Baerbock, Bündnis90/Die Grünen

Der Start war märchenha�. Der im Volke 
beliebtere Prinz Robert (Habeck) verzich-
tet huldvoll zugunsten von Annalena auf die 
Kandidatur. Während sich Laschet und Söder 
ihre Männerfreundscha� he�ig um die Ohren 
schlugen, inszenierten sich die zur Volkspartei 
aufgestiegenen Grünen als Lifestyler, Moder-
nisierer und als Partei der Gleichberechtigung. 
Annalena Baerbock stieg zur ernstha�en Kon-
kurrentin um das Kanzleramt auf. Der Hype 
um die energische und selbstbewusste Grüne 
fand jedoch ein jähes Ende, als sich Plagiatssu-
cher und konservative Lebenslau�orscher der 
Grünen Kanzlerkandidatin annahmen. Im Le-
benslauf wurden Lücken und Ungenauigkeiten 
entdeckt, das von ihr verfasste Buch wies Stel-
len auf, die wohl abgeschrieben waren. Wäh-
rend die Verkaufszahlen des Baerbock-Buches 
wegen der unerwünschten Werbung vermut-
lich nach oben gingen, stürzte die Kandidatin 

in den Umfragen ab. Ob sie jedoch, welch Wort 
in diesem Zusammenhang, schon abgeschrie-
ben ist, das werden die kommenden Wochen 
zeigen. 

Die anderen Parteien und die Koalitionsfra-
ge

Ohne Ambitionen auf das Kanzleramt treten 
die beiden anderen demokratischen Parteien 
an. Nicht aber ohne den Anspruch in Berlin 
mitzuregieren. Die Freien Demokraten, eben-
so wie die Linkspartei wollen nach den Wah-
len prüfen, ob und mit wem sie gegebenenfalls 
das Land regieren könnten. Für beide jedoch 
leichter gesagt als getan. Der FDP hängt im-
mer noch die seltsame Regierungsverweige-
rung nach der letzten Bundestagswahl nach. 
Damaliger O-Ton des Parteichefs Lindner:
„Besser nicht regieren, als falsch regieren.“ 
In den Umfragen leicht gestiegen käme mit den 
Liberalen rein rechnerisch Jamaika (mit CDU 
und Grünen) oder die Ampel (mit Grünen 
und SPD) infrage. Für die Linkspartei ist die 
Koalitionsfrage, falls sie sich überhaupt stellt, 
relativ einfach zu beantworten. Nach Lage der 
Umfragen käme lediglich eine grünrotrote 
Koalition überhaupt in Reichweite. Teile der 
Linkspartei verweigern selbst dies. Der Ein-
druck, dass  es sich manche Abgeordnete in der 
Oppositionsrolle gemütlich machen wollen, 
wird nur schwer zu widerlegen sein. Neben 
den möglichen Dreierkoalitionen, es wären die 
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ersten auf Bundesebene, kommen natürlich 
auch Zweierkonstellationen infrage. Zunächst 
die altbewährte Große Koalition aus CDU und 
SPD und schließlich die wahrscheinlichere 
neue Große Koalition aus CDU und Grünen. 
Letztere ist der o�ensichtliche Liebling der 
Medien, brächte sie doch ein spannendes Ex-
periment zustande: die Zusammenarbeit von 
Konservativen und Alternativen in einer ge-
meinsamen Regierung. 

Die großen �emen 

Wie widerstandsfähig sind unsere gesellscha�-
lichen und staatlichen Systeme gegen Be-
drohungen? Diese Frage ist nicht neu. Durch 
den Klimawandel und vor allem durch den 

Ausbruch der Corona-Epidemie ist sie jedoch 
zur drängendsten Frage der deutschen Politik 
geworden.  Beides, Klimawandel wie Pande-
mie, gefährden Gesundheit und Wohlerge-
hen ganzer Generationen. Entsprechend groß 
sind Handlungsbedarf und Erwartungsdruck 
aus der Bevölkerung auf die Politik. Dass bei-
de �emen keine Fiktion sind, verspüren die 
Menschen in Deutschland schon länger. Lock-
down, Eingri�e in die bürgerlichen Freiheiten, 
Stillstand von Wirtscha�, Bildung, Kultur und 
Handel, das Gesundheitssystem an der Belas-
tungsgrenze, fast 100.000 Tote innerhalb eines 
Jahres. Hitzesommer, Klima�ucht, Dürreperi-
oden und katastrophale Regen�uten wie jüngst 
an Ahr und Er�, aber auch anderswo in der 
Republik. Beide Phänomene sind globaler Na-
tur und können nur durch gemeinsame welt-
weite Bemühungen gelöst werden. Sind es bei 
der Pandemie vor allem Veränderungen in Ge-

sundheitspolitik, im Arbeitsleben und in Wis-
senscha� und Forschung, so erfordert der Kli-
mawandel erhebliche Eingri�e in Wirtscha�, 
Technologie, in Industrie- und Energiepolitik, 
in Mobilität, Landwirtscha� und die Bereit-
stellung von Ressourcen. Und noch ein Wan-
del wird die Republik massiv verändern: Die 
digitale Revolution ist die größte infrastruktu-
relle und technologische Herausforderung seit 
langem. Sie ist aber auch die größte Chance für 
den Wirtscha�sstandort Deutschland seit lan-
gem. Und sie wird helfen, den Auswirkungen 
von Pandemie und Klimawandel zu begegnen.
Corona, Klimawandel, digitaler Wandel - wer 
denkt da noch an die KMU?
Große Veränderungen stehen also ins Haus. 
Sie betre�en zunächst einmal die großen Play-

er im Land, die Energiekonzerne, die Stahlin-
dustrie, die Automobilwirtscha� oder das Ge-
sundheitssystem. Noch sind die Folgen dieser 
Veränderung für die KMU nicht ausreichend 
untersucht. Natürlich pro�tieren insbesondere 
der Anlagenbau, die Baubranche und das deut-
sche Handwerk massiv von den sich stets ver-
bessernden Vorschri�en des klimagerechten 
Bauens. Aber es gibt auch die andere Seite. Wer 
sich die schmerzlichen Einbußen insbesondere 
für Einzelhandel und Gastronomie durch die 
Pandemie bedingten Lockdowns betrachtet, 
dem wird klar, dass insbesondere für die klei-
nen und mittleren Unternehmen stabile Rah-
menbedingungen nötiger denn je sind. Sie sind 
die ersten, die bei wirtscha�lichen bzw. kon-
sumtiven Einbrüchen in existenzielle Schwie-
rigkeiten geraten. Ebenso wichtig wie stabile 
Rahmenbedingungen sind die Chancen, die 
sich im Bereich von Innovation, Wissenscha� 
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und Forschung oder aber im digitalen Trans-
formationsprozess au�un.

Der Wahlcheck: Der ESD fragt die Parteien 
zur Bundestagswahl

Es liegt nahe, dass der Wahlcheck des ESD ins-
besondere die wirtscha�lichen und politischen 
Stabilitätsfaktoren für die kleinen und mittle-
ren Unternehmen, Handwerk und Selbstän-
dige abfragt. Neun Fragen und die Möglich-
keit zu einem Schlussstatement wurden an die 
demokratischen Bundestagsparteien gesandt. 
Zunächst geht es um das drängende Problem 
der Altersvorsorge, speziell der Rentenversi-
cherungsp�icht für die KMUs. Seit Jahren in 
der Diskussion harrt die soziale Absicherung 
für Selbständige und KMU-Inhaber immer 
noch einer politischen Lösung. Immerwähren-
des �ema ist der Bürokratieabbau, eines der 
großen Hemmnisse im Alltag vieler kleiner 
Unternehmen. Ihre diesbezüglichen Vorstel-
lungen sollen die Parteien zur Frage 2 formu-
lieren. Um die möglichen Steuersenkungen für 
Gewerbetreibende, KMUs und Selbständige 
geht es in Frage 3.  Ähnliches berührt die Frage 
4, in der der ESD die Parteien zu möglichen 
Verbesserungen der Kapitalausstattung für die 
KMUs befragt. Mit welchen Entscheidungen 
wollen die Parteien im Falle einer Regierungs-
beteiligung den digitalen Transformationspro-
zess für die kleinen und mittleren Unterneh-
mungen unterstützen, heißt es in Frage 5. 

Um das Phänomen des Fachkrä�emangels 
geht es in Frage 6.  Die letzte Frage bezieht sich 
auf ein aktuelles �ema, das vielen unter den 
Nägeln brennt: Die Folgen und Auswirkungen 
der Corona-Krise für den kleinen Mittelstand, 
den Einzelhandel, die Gastronomie und die 
Selbständigen. Wie und mit welchen Maßnah-

men, so fragt der ESD die Politik, wollen Sie 
die Existenz- und Wettbewerbsfähigkeit der 
KMU fördern, um einen schwungvollen Neu-
start zu gewährleisten. Abschließend bittet der 
ESD zu einem Schlussstatement zum Stellen-
wert der KMUs und dann zur Frage aller Frage: 
Warum sollen KMUs und Selbständige am 26. 
September 2021 Ihre Partei wählen? Selbstver-
ständlich wurden alle Frage gleichlautend an 
die verschiedenen Parteien übermittelt. Der 
ESD achtet wie stets auf politische Neutralität 
und die Chancengleichheit der politischen Be-
werber.

Wird alles anders?

Eines ist klar. Vieles wird sich nach der Bun-
destagswahl in Deutschland verändern. Die 
Merkeljahre, die geprägt waren von vielen Kri-
sen, meist globaler Natur, gehen unweigerlich 
zu Ende. Und damit auch die Politik der ruhi-
gen Hand, wie sie von der deutschen Kanzle-
rin über 16 lange Jahre gep�egt wurde.  Neue, 
gewaltige Herausforderungen, neue Personen 
und möglicherweise neue politische Konstella-
tionen werden die kommenden Jahre prägen. 
Die Zeichen stehen deutlich auf Veränderung. 
Ob allerdings eine Wechselstimmung beim 
Wahlvolk auszumachen ist, darüber streiten 
sich die Wahlforscher schon seit einiger Zeit. 
Kein Wunder, denn dass die kommenden Jah-
re zu erheblichen Veränderungen führen wer-
den, ist politisches Allgemeingut. Mit wem 
diese Phase am besten gestaltet werden kann, 
wer mit welchen Konzepten und Rezepten den 
Schritt in die Zukun� wagen soll, das ist für 
viele Wählerinnen und Wähler noch o�en.  
Glaubt man den Prognosen, dann liegen viele 
zum Teil höchst unterschiedliche Machtkons-
tellationen im Bereich des Möglichen. Wäre es 
so erstaunlich eine Grüne im Kanzleramt zu 
sehen? Immerhin wird mit Baden-Württem-
berg eines der wirtscha�sstärksten Bundes-
länder von einem Grünen erfolgreich regiert. 
Oder wäre es ein Erdbeben, würde ein Kanzler 
Olaf Scholz mit einer Ampel aus SPD, Grünen 
und FDP nach 16 langen Jahren die CDU von 
der Macht entfernen? Oder käme es nach der 
Erkenntnis, dass Regieren besser ist als Nicht-
regieren, zu einer Jamaika-Koalition mit ei-
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Über den Europaverband der 
Selbständigen - Deutschland (ESD) e.V.

Der ESD e.V. ist seit fast fünfzig Jahren 
die parteiunabhängige Interessenver-
tretung der Selbständigen, Angehörigen 
der  freien Berufe, kleinen und mittleren 
Unternehmen, Gewerbe-, Branchen- und 
Wirtscha�sverbände sowie Innungen in 
der Bundesrepublik. Mehr als 99 Prozent 
aller in Deutschland gemeldeten Betrie-
be gehören zu den kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMUs).

Diese Unternehmen stellen das Rückgrat 
der bundesdeutschen Wirtscha� dar. Sie 
beschä�igen rund 60 Prozent der  Mit-
arbeiter und bilden  fast 80 Prozent aller 
Lehrlinge in Deutschland aus. Dennoch 
�nden diese Unternehmen vor allem 
in politischen Entscheidungsprozessen 
kaum Gehör – das zu verändern haben 
wir uns vorgenommen!

überparteilich - unabhängig - kompetent

Viele dieser kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen haben sich im ESD, 
als Vereinigung von Selbständigen für 
Selbständige, zusammengeschlossen, um 
sich gemeinsam als branchenübergrei-
fende Interessenvertretung der KMUs für 
eine mittelstandsfreundliche Politik in 
unserem Land zu engagieren.

Entsprechend ihrer Rolle als Leistungs-
träger der Wirtscha� wollen die im ESD 
organisierten KMUs Deutschland ge-
meinsam im konstruktiv-kritischen Dia-
log mit Vertretern der Politik und allen 
wirtscha�spolitisch aktiven Partnern vo-
ranbringen.

www.esd-ev.de
www.facebook.com/esd.ev

nem Minister Christian Lindner von der FDP? 
Oder würde ein Kanzler Laschet seine einst in 
der Bonner Pizza Connection gewonnen Er-
fahrungen mit einer schwarzgrünen Koalition 
in Berlin krönen? 

Politische Stabilität - gut für die KMUs

Sicher ist, dass die Bundesrepublik Deutsch-
land nicht in die Hände von Populisten, Ext-
remisten oder politischen Abenteurern fallen 
wird. Auch das ist für die KMU, die Selbstän-
digen, Einzelhändler und Handwerker wich-
tig. Politische Berechenbarkeit, Stabilität und 
Rechtsstaatlichkeit gehören zu den unabding-
baren Grundlagen einer guten Wirtscha�sla-
ge. Und von der pro�tieren alle. Nicht zuletzt 
auch die vielen engagierten Unternehmerper-
sönlichkeiten, die sich im Europaverband der 
Selbständigen ESD für eine gute Politik stark 
machen. Und das ist gut so. 
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1. � ema: Altersvorsorge 
Wie stehen Sie zur Rentenversicherungs-
p� icht für Soloselbständige und die Inhaber 
kleiner und mittelständischer Unterneh-
men?

Um den sozialen Schutz von Selbstständigen 
zu verbessern, wollen wir eine Altersvorsor-
ge-p� icht für alle Selbstständigen einführen, 
die nicht bereits anderweitig abgesichert sind. 
Selbstständige sollen zwischen der gesetzlichen 

Rentenversicherung und anderen insol-venzsi-
cheren und zugri� sgeschützten Vorsorgearten 
wählen können. Wir werden Lösungen entwi-
ckeln, die auf bereits heute selbstständig Tätige 
Rücksicht nehmen und Selbstständige in der 
Existenzgründungsphase nicht überfordern.

Für alle Erwerbstätigen muss eine gute und 
verlässliche Rente nach vielen Jahren Arbeit si-
cher sein. Zentrale Grundlage dafür bleibt für 
uns die gesetzliche Rentenversicherung. Ehe-
mals Selbständige sind auch nach langjähriger 
Erwerbstätigkeit im Alter überproportional auf 
die Grundsicherung angewiesen. Deswegen 
wollen wir den sozialen Schutz von Selbstän-
digen, die bisher in keinem Alterssicherungs-
system abgesichert sind, verbessern. Ziel ist, 
dass eine langjährige Erwerbstätigkeit zu einer 
Rente oberhalb des Grundsicherungsniveaus 
führen muss. Dazu bringen wir für Selbst-
ständige eine gründerfreundlich ausgestaltete 
Altersvorsorge in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung auf den Weg. Wir werden diese mit 

Wer ist am ehesten auf der Seite der
kleinen und mittelständischen 
Unternehmen?

DIE PARTEIEN AUF DEM PRÜFSTAND
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großzügigen Übergangsfristen ausgestalten. 
Personen, die anderweitig auf dem Niveau der 
gesetzlichen Rentenversicherung abgesichert 
sind und kurz vor der Rente stehen, werden 
ausgenommen. Die Übergangszeiten werden 
doppelte Belastungen verhindern und Rechts-
sicherheit herstellen.

Wir Freie Demokraten wollen maximale 
Wahlfreiheit für Selbstständige bei der Alters-
vorsorge. Auch die Form der Vorsorge soll frei 
wählbar sein. Der Zugang zur gesamten ge-
förderten privaten Altersvorsorge muss dabei 
kün� ig für alle Erwerbstätigen o� en sein. So 
verhindern wir auch, dass Personen mit Zick-
zack-Lebensläufen beim Wechsel in die Selbst-
ständigkeit ihre Direktversicherung oder ihre 
Riester-Förderung verlieren. Für die Grün-
dungsphase wollen wir Karenzfristen. Dabei 
halten wir eine P� icht zur Altersvorsorge wie 
bei der Krankenversicherung für angemessen. 
Die Wahlfreiheit soll für alle Selbstständigen 
ohne obligatorisches Alterssicherungssystem 
sowie für Selbstständige gelten, die bisher in 
der gesetzlichen Rentenversicherung p� icht-
versichert sind.

DIE LINKE will die Gesetzliche Rentenver-
sicherung zu einer echten Erwerbstätigenver-
sicherung umbauen, in der alle Berufstätigen 
mit ihrem jeweiligen Erwerbseinkommen 
versicherungsp� ichtig sind, also Abgeordnete 
ebenso wie Beamte und Selbstständige. In ei-
nem ersten Schritt wollen wir erreichen, dass 
Abgeordnete in die GRV aufgenommen wer-
den. Schritt für Schritt werden Selbstständige, 
Beamte, Richterinnen aufgenommen. Dieses 
Reformvorhaben ist allerdings ein langwieri-
ger Prozess, der nicht mit einem einzelnen Ge-
setz abgeschlossen werden kann. Die Erwerbs-
tätigenversicherung muss vielmehr über einen 
längeren Zeitraum realisiert werden, in dem 
für die neu miteinzubeziehenden Gruppen 
Übergänge gesichert werden und erworbene 
Anwartscha� en geschützt bleiben (Vertrau-
ensschutz). Doppelte Belastungen und Rechts-
unsicherheiten können so vermieden werden.

Wir GRÜNE befürworten eine Altersvorsor-
gep� icht für Selbstständige, um ihr Alters-
armutsrisiko zu verringern und damit auch 
das Risiko für die Gesellscha� , Selbstständige 
im Alter mithilfe von Steuerzahlungen ver-
sorgen zu müssen. Deshalb werden wir nicht 
anderweitig abgesicherte Selbstständige in die 
gesetzliche Rentenversicherung einbeziehen. 
Dabei sind bereits bestehende private Alters-
vorsorgeformen sowie Altersgrenzen zu be-
rücksichtigen und � exible Beitragszahlungen 
sowie Karenzzeiten zu ermöglichen. Mit der 
Errichtung eines Bürger*innenfonds (ö� ent-
lich verwaltetes Standardprodukt) wollen wir 
zudem eine gute, kostengünstige Alternative 
zu Rürup- oder Riester-Produkten scha� en 
und attraktivere Renditen in der Zusatzvorsor-
ge erreichen. 

2. � ema: Bürokratieabbau
Welche Vorschläge haben Sie zum Abbau von 
bürokratischen Hürden und Verwaltungs-
aufwand zugunsten der kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen?

CDU und CSU werden die Schwellenwerte für 
die Abgabe von Umsatzsteuervoranmeldun-
gen erhöhen, die Ist-Versteuerung ausweiten 
und die Informations- und Statistikp� ichten 
begrenzen. Bei den Ausfuhrkontrollen wollen 
wir eine feste Bearbeitungsfrist von 30 Tagen 
einführen. Im Arbeits- und Sozialrecht wol-
len wir die Schwellenwerte, die sich an der 
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Betriebsgröße orientieren, so weit wie mög-
lich vereinheitlichen und vereinfachen. Wir 
werden die steuerlichen Betriebsprüfungen 
beschleunigen und modernisieren, damit sie 
zeitnah, ef-� zient und unbürokratisch erfol-
gen. Und wir werden die steuer- und sozialab-
gabenfreien Sachzuwendungen für Arbeitneh-
mer ausweiten und vereinfachen.
Um vor allem Mittelstand und Familienunter-
nehmen zu entlasten, sollen Erfolgskontrolle, 
Praktikabilität und Erfüllungsaufwände von 
Gesetzen durch einen Praxis-Check geprü�  
werden. Wir wollen Meldep� ichten für die 
amtliche Statistik reduzieren und wir wollen 
EU-Vorgaben entbürokratisieren und diese 
grundsätzlich eins-zu-eins umsetzen.

Die Qualität von Staat und Verwaltung wird im 
21. Jahrhundert zum entscheidenden Standort-
faktor. Wir wollen die Bürokratie modernisie-
ren und ertüchtigen, nicht abbauen. Ein zent-
raler Aspekt ist hierbei die Vollzugsebene. Das 
heißt konkret: bürger- und wirtscha� sfreund-
liche Erreichbarkeit (Ö� nungszeiten, digitale 
Erreichbarkeit, Möglichkeit zur elektronischen 
Abwicklung von Verwaltungsvorgängen), Um-
fang, Verständlichkeit und Ausgestaltung von 
Formularen sowie die Bündelung der
Verwaltungskontakte und keine Irrwege von 
„Pontius nach Pilatus“. Wir werden die Ver-
p� ichtung von Bund, Ländern und Kom-
munen zur Bereitstellung digitaler Verwal-
tungsdienstleistungen ausbauen, damit alle 
Verwaltungsleistungen möglichst schnell auch 
digital verfügbar sind. Deutschland soll Euro-
pas Region mit den kürzesten Planungs- und 
Genehmigungszeiten werden.

Wir Freie Demokraten fordern einen Entfesse-
lungspakt für die deutsche Wirtscha� , in dem 
Maßnahmen zur Bürokratieentlastung gebün-
delt und vorangetrieben werden. Der stetig 
wachsende Bürokratiedschungel belastet die 
Bürgerinnen und Bürger sowie die deutschen 
Unternehmen und bremst die wirtscha� liche 
Entwicklung aus. Initiativen wie das Büro-
kratieentlastungsgesetz IV, die Strategie „Ein-

heitliche Ansprechpartner 2.0“ und eine Ver-
legung der Sozialversicherungsbeiträge in den 
Folgemonat müssen zu einer Gesamtstrategie 
gebündelt werden. Das gilt auch für schlan-
kere Vergabe-, Register- und Informationsbe-
stimmungen. Für jede neue Belastung durch 
geplante Regelungen sollen im doppelten Um-
fang Belastungen abgebaut werden („One in, 
two out“) – auch auf europäischer Ebene.

Gesetze und Verordnungen müssen eingehal-
ten, geprü�  und bei Verstoß sanktioniert wer-
den. DIE LINKE will dort Bürokratie abbauen, 
wo sie unsinnig ist und nur zeitliche wie � nan-
zielle Belastungen mit sich bringt. Ob es unsin-
nige Belastungen gibt, ist gemeinsam mit den 
Betro� enen und deren Verbänden zu prüfen. 
Wir wollen gleichzeitig die digitale Verwaltung 
mit mehr Mitteln (10 Mrd. Euro p.a.) und Per-
sonal zügig durchsetzen, die Behörden (Bund, 
Land und Kommunen) vernetzen und Abläufe 
beschleunigen und e� ektiv organisieren. Nur 
so ist eine ö� entliche Verwaltung zukun� sfä-
hig, reduziert „Bürokratie“ im Alltag und beim 
überfälligen sozial-ökologischen Umbau der 
Gesellscha� .

Wir GRÜNE wollen Abläufe und Regeln ver-
einfachen, und mehr Zeit für die eigentliche 
Arbeit scha� en. Digital und personell gut auf-
gestellte Verwaltungen ermöglichen schnellere 
Planungs- und Genehmigungsverfahren. Das 
sorgt für weniger Bürokratie. Nachweise und 
Unterlagen, über die Behörden bereits ver-
fügen, sollen nicht erneut vorgelegt werden 
müssen. Berichtsp� ichten sollen vereinfacht 
werden. Dafür ist die konsequente Anwen-
dung von KMU-Tests auf nationaler und euro-
päischer Ebene erforderlich. Wir wollen einfa-
chere Steuer-Regeln: Anscha� ungen bis 1.000 
Euro sollen sofort abschreibbar sein und die 
Umsatzsteuer soll erst entrichtet werden müs-
sen, wenn der Kunde bezahlt hat (für Unter-
nehmen unter zwei Mio. Euro Jahresumsatz). 
Zur Entlastung von Kleinstunternehmen wird 
die Gewinngrenze für die Buchführungsp� icht 
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angehoben. Junge Unternehmen befreien wir 
in den ersten 2 Jahren weitgehend von Melde- 
und Berichtsp� ichten und bieten Information, 
Beratung und Anmeldung aus einer Hand an.

3. � ema: Steuern
Welche steuerpolitischen Maßnahmen wol-
len Sie zur Entlastung von KMUs, Selbstän-
digen und Gewerbetreibenden ergreifen?

Wir wollen die Lohnzusatzkosten auf einem 
stabilen Niveau von maximal 40 Prozent hal-
ten. Wir werden den Solidaritätszuschlag für 
alle schrittweise abscha� en. Wir treten ent-
schie-den allen Überlegungen zur Einführung 
neuer Substanzsteuern entgegen.
Unser Ziel ist eine wettbewerbsfähige Unter-
nehmensbesteuerung. Wir wollen die Steu-
er-last für Gewinne, die im Unternehmen 
verbleiben, perspektivisch auf 25 Prozent de-
ckeln. Dabei wollen wir Rechtsformneutralität 
herstellen, ob für Einzelunternehmer, Perso-
nenge-sellscha�  oder Kapitalgesellscha� . Wir 
wollen die � esaurierungsbegünstigung und 
die An-rechnung der Gewerbesteuer verbes-
sern. Wir verbessern die steuerliche Verlust-
verrech-nung. Dazu erhöhen wir die Höchst-
betragsgrenzen beim Verlustrücktrag und 
beim Verlustvortrag deutlich. Wir wollen wir 
die degressive Abschreibung für bewegliche 
Wirtscha� sgü-ter des Anlagevermögens wie-
dereinführen und die Abschreibungsregeln für 
digitale Zu-kun� stechnologien verbessern.

Wir wollen den unternehmerischen Mittel-
stand umfassend fördern, indem wir unnötige 
Belastungen verhindern und durch kluge Rah-
mensetzungen die Bedingungen für gelingen-
des Unternehmertum scha� en. Im Handwerk 
werden wir Gebühren für Techniker*innen- 
und Meister*innenkurse abscha� en und uns 
für die Tari� indung einsetzen. Wir werden 
zudem die Innovationsförderung aufstocken, 
die Forschung in die mittelständische Praxis 
mit Partnerscha� s- und Kooperationsför-
derungen vorantreiben und die Förder- und 
Kreditprogramme für den Mittelstand im Be-
reich Umwelt-, Klima- und Ressourcenschutz 
ausbauen. Kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) werden einen niederschwelligen Zu-
gang zu Fördermitteln erhalten.

Wir Freie Demokraten wollen die Wirtscha�  
fördern und dafür auch im Steuerrecht ge-
zielte Impulse setzen: Indem wir Bürgerinnen 
und Bürger entlasten und den Unternehmen 
Perspektiven erö� nen, die ein nachhaltiges 
Wirtscha� swachstum ermöglichen. Denn 
Deutschland nimmt bei der Steuerbelastung 
von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unter-
nehmen inzwischen einen weltweiten Spit-
zenplatz unter den Industrienationen ein. Das 
schadet dem Standort Deutschland und ver-
hindert notwendige Investitionen.

Wir wollen die steuerliche Belastung von 
Unternehmen auf den OECD-Durchschnitt 
(Organisation für wirtscha� liche Zusammen-
arbeit und Entwicklung) von rund 25 Prozent 
senken. Unser Ziel ist es, im Zuge der ange-
strebten Harmonisierung der Unternehmens-
besteuerung in Europa den deutschen Sonder-
weg der Gewerbesteuer zu beenden. Das heißt 
zugleich, dass die Finanzierung der Kommu-
nen auf eine neue Grundlage gestellt werden 
muss – etwa durch einen kommunalen Zu-
schlag mit eigenem Hebesatzrecht auf die Kör-
perscha� steuer und auf die zuvor abgesenkte 
Einkommensteuer sowie einen höheren Anteil 
der Kommunen an der Umsatzsteuer. Zudem 
wollen wir uns gemeinsam mit den USA für 
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eine globale Mindestbesteuerung für Unter-
nehmen einsetzen. So sorgen wir für mehr 
Fairness im Wettbewerb zwischen großen in-
ternationalen Konzernen, die aggressive Steu-
ervermeidung betreiben, und Mittelständlern.

Eine einmalige Vermögensabgabe lehnen wir 
ebenso ab wie die Wiederbelebung der Ver-
mögensteuer. Beides ist für unsere mittelstän-
disch geprägte Wirtscha�  ein Hemmschuh bei 
der Bekämpfung der wirtscha� lichen Folgen 
der Coronapandemie, weil den Unternehmen 
Liquidität unabhängig von deren Ertragslage 
entzogen wird. Die Erbscha� steuer sollte im 
Hinblick auf ihre Administrierbarkeit und das 
sich in diesem Zusammenhang zu ihrer Er-
hebung ergebende Verhältnis von Kosten und 
Nutzen überprü�  werden.

Darüber hinaus wollen wir den Solidaritätszu-
schlag komplett abscha� en. Der Solidaritäts-
zuschlag war und bleibt eine nicht auf Dauer 
angelegte Sondersteuer. Ende 2019 lief der So-
lidarpakt aus. Damit ist die Erhebung des Soli-
daritätszuschlags nicht mehr zu rechtfertigen.

DIE LINKE will bei der Einkommensbesteue-
rung niedrige und mittlere Einkommen ent-
lasten, hohe Einkommen dagegen belasten. 
Als Faustregel gilt: Wer als Single weniger als 
6.500 Euro Bruttoeinkommen im Monat hat, 
zahlt nach unserem Tarif weniger Steuern. Die 
Obergrenze für die Sofortabschreibung von ge-
ringwertigen Wirtscha� sgütern wollen wir auf 
1.000 Euro anheben, um die Abscha� ung der 
bürokratisch aufwendigen Sammelabschrei-
bung zu ermöglichen. DIE LINKE möchte die 
Gewerbesteuer zu einer Gemeindewirtscha� s-
teuer weiterentwickeln. Für natürliche Perso-
nen und Personengesellscha� en fordern wir 
dabei einen angemessenen, deutlich erhöhten 
Freibetrag, der insbesondere Existenzgrün-
derinnen und Existenzgründer, Freiberu� e-
rinnen und Freiberu� er, Selbstständige und 
Kleinunternehmen entlasten soll.

Neben einer degressive Abschreibung von 
mindestens 25% für Investitionen in die di-
gitale und ökologische Modernisierung bis 
deutlich über das Jahr 2021 hinaus, wollen wir 
GRÜNE das Ansparen auf solche Investitionen 
für KMU durch eine temporäre Erweiterung 
des Investitionsabzugsbetrags (§7g EStG) för-
dern. Darüber hinaus wollen wir die � esau-
rierungsvergünstigung für KMU attraktiver 
machen und Bürokratie abbauen. Die steuer-
liche Förderung von Forschung soll kün� ig 
gezielter an KMUs und Start-ups � ießen, ihre 
Wirksamkeit wollen wir evaluieren und er-
höhen. Außerdem wollen wir die Grenze für 
Sofortabschreibungen geringwertiger Wirt-
scha� sgüter (GWG) auf 1.000 Euro anheben. 
Zudem sprechen wir uns schon länger dafür 
aus, dass der Zeitraum für den Verlustrücktrag 
auf 4 Jahre erweitert wird. Damit werden Un-
ternehmen zielgenau und unbürokratisch nach 
ihren besonderen Bedürfnissen entlastet.

4. � ema: Finanzierung
Wie wollen Sie den Kapitalzugang und die 
Kapitalausstattung kleiner und mittelständi-
scher Unternehmen verbessern?

Wir unterstützen die vom Bundesministerium 
für Wirtscha�  und Energie aufgelegten För-
derinstrumente zur Gründungs- und Wachs-
tums� nanzierung für den Mittelstand aus-
drück-lich. Wir haben bereits den Meilenstein 
Zukun� sfonds I auf den Weg gebracht, der 
mindestens 30 Milliarden Euro mobilisieren 
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wird. Wir benötigen jetzt einen Rahmen, der 
größere europäische Investitionen ermöglicht. 
Daher wollen wir den Zukun� sfonds auswei-
ten. Dazu gehört auch der Ausbau von Wag-
niskapital- bzw. Beteiligungs� nanzierungen 
für technolo-gieorientierte Jungunternehmen. 
Die steuerlichen und administrativen Hürden 
für die Nie-derlassung großer Venture Capital 
Fonds in Deutschland werden wir abbauen.
Um Investitionen in Technologie und Innova-
tionen von kleinen- und mittelständischen Un-
ternehmen in der Wachstumsphase zu fördern, 
wollen wir die Anwendung eines Modells für 
Vorzugskapital (preferred equity) prüfen. Wir 
streben einen eigenen Börsenplatz nach dem 
Vorbild der NASDAQ an. Schnell wach-sende 
Technologieunternehmen sollen sich an einer 
deutschen oder europäischen Börse � -nanzie-
ren können, damit sie für diesen Wachstums-
schritt nicht mehr in die USA abwandern müs-
sen.

Wir stehen an der Seite der vielen Unterneh-
men, die ihre soziale, gesellscha� liche und 
ökologische Verantwortung ernst nehmen. 
Diese wollen wir gezielt fördern und für eine 
nachhaltige Transformation auch Kapital be-
reitstellen. Eine wichtige Rolle nimmt dabei 
die Kreditanstalt für Wiederau� au (KfW) ein, 
die Mittel am Kapitalmarkt aufnimmt und die-
se zusammen mit den Förderbanken der Län-
der in strategisch wichtige Zukun� sbranchen 
lenkt, die den sozial-ökologischen Umbau der
Wirtscha�  unterstützt und auch Start-ups för-
dert. Wir werden sie zu einer modernen Inno-
vations- und Investitionsagentur weiterentwi-
ckeln.

Wir Freie Demokraten wollen die Vermögen-
steuer dauerha�  au� eben. Denn kaum etwas 
schädigt den Standort Deutschland so sehr wie 
eine Debatte um Enteignungen. Wir wollen 
zudem die Behandlung von thesaurierten Ge-
winnen verbessern und eine Neuregelung für 
die Begünstigung nicht entnommener Gewin-
ne erreichen, die eigenkapitalfördernd wirkt. 
So senden wir ein klares Signal, dass Eigentum 

und Investitionen in Deutschland vor dem Zu-
gri�  der Politik geschützt sind.

Darüber hinaus wollen wir bessere Bedingun-
gen für Wagniskapital in Deutschland. Dazu 
fordern wir die Einrichtung eines Venture-Ca-
pital-Fonds in Form einer ö� entlich-privaten 
Partnerscha� . Zudem wollen wir den Wegfall 
von Verlustvorträgen bei Anteilseignerwech-
seln vollständig beseitigen. Investoren müssen 
sich nach einem gewissen zeitlichen Engage-
ment von ihrem Investment trennen können. 
Droht bei diesem Übergang der Verlust beste-
hender Verlustvorträge, stellt dies eine gravie-
rende Benachteiligung gerade junger deutscher 
Unternehmen im internationalen Wettbewerb 
dar.

Schließlich wollen wir die europäische Kapi-
talmarktunion konsequent vorantreiben. Dazu 
bedarf es neben einem integrierten Banken-
markt auch eines besseren Zugangs zur Risi-
kokapital- und Beteiligungs� nanzierung für 
kleine und mittelständische Unternehmen 
sowie Start-ups. Eine tiefere Integration der 
europäischen Kapitalmärkte führt zu einem ef-
� zienteren Kapitaleinsatz und einer günstige-
ren Finanzierung der Unternehmen. Dadurch 
erhöht sich zugleich die private grenzübergrei-
fende Risikoteilung. Die Wirtscha�  und der 
Euro werden stabiler und krisenfester.

DIE LINKE sieht angesichts des seit Jahren 
anhaltenden Anlagenotstandes, der Niedrig-
zinspolitik und der geringen In� ation keine 
grundsätzliche Knappheit auf den Kapital- 
und Kreditmärkten. Wo es Finanzierungsde� -
zite gibt und Förderprogramme nachgesteuert 
werden müssten, sollte schnell und unbürokra-
tisch gehandelt werden.

Neben den steuerlichen Erleichterungen, die 
den Kapitalerhalt im Unternehmen erleich-
tern, wollen wir GRÜNE mit einem staatlicher 
Wagniskapitalfonds helfen, unseren Grün-
der*innen dauerha�  eine Heimat zu geben. 
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Dieser Zukun� sfonds soll verstreute Förderan-
gebote bündeln und ein Vielfaches an privaten 
Geldern hebeln. Gleichzeitig sollte auch ein 
funktionierender Sekundärmarkt für Direktin-
vestitionen und Anteile an Wagniskapitalfonds 
aufgebaut werden, etwa durch eine Co-Inves-
ting-Plattform. So können auch Unterneh-
men in Wachstumsphasen leichter an Kapital 
in ausreichender Menge kommen. Mit einem 
Gründungskapital, das für Gründer*innen 
und Nachfolger*innen einen Einmalbetrag bis 
maximal 25.000 Euro sicherstellt, wollen wir 
dafür sorgen, dass keine gute Idee und kein 
Neustart an zu wenig Eigenkapital scheitert. 
Frauen sind bei Gründungen und Nachfolgen 
noch unterrepräsentiert. Sie wollen wir mit 
einem staatlichen Wagniskapitalfonds nur für 
Frauen gezielt fördern.

5. � ema: Digitalisierung
Wie wollen Sie die kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen im digitalen Transfor-
mationsprozess unterstützen und begleiten?

Digitalisierung darf nicht als Ziel, sondern 
muss als Instrument verstanden werden, den 
Wohlstand in Deutschland und Europa zu be-
wahren und zu steigern. Gerade die kleinen 
und mittelgroßen Unternehmen brauchen Un-
terstützung beim Au� au und der Vertiefung 
digi-taler Kompetenzen sowie bei der techni-
schen und � nanziellen Umsetzung der für sie 
pass-fähigen Digitalisierungsstrategien. Not-
wendig ist daher eine Verstetigung erfolgrei-

cher Un-terstützungsangebote – insb. für die 
Finanzierung betrieblicher Digitalisierungs-
strategien. Kompetenzen müssen weiterhin 
bei der Ausbildung einen Schwerpunkt bilden 
und bei Aus- und Fortbildungsverordnungen 
berücksichtigt werden. Wir treten dabei für 
eine Gesetzge-bung ein, die nutzerzentriert ist, 
kleinen und mittleren Unternehmen faire Be-
dingungen im digitalen Wettbewerb garantiert 
und Raum für Innovationen scha�  .

Wir wollen kleine und mittleren Betriebe um-
fassend darin stärken, digitale Kompetenzen so 
auszubauen, dass ihre Geschä� smodelle davon 
pro� tieren und sie insgesamt in der Transfor-
mation stärken. Wir werden hierfür die Aus-
gaben für Forschung und Entwicklung weiter 
erhöhen und in den nächsten Jahren mindes-
tens 3,5 Prozent des BIP hierfür einsetzen. Wir 
werden dazu die Innovationsförderung auf-
stocken, die Forschung in die mittelständische 
Praxis mit Partnerscha� s- und Kooperations-
förderungen vorantreiben und die Förder- und 
Kreditprogramme für den Mittelstand im Be-
reich Umwelt-, Klima- und Ressourcenschutz 
ausbauen. Kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) werden einen niederschwelligen Zu-
gang zu Fördermitteln erhalten. Am Ende der 
laufenden Legislaturperiode haben wir zum 
Beispiel das Investitionszuschussprogramm 
„Digital jetzt“ für den deutschen Mittelstand 
nochmals um fast 250 Mio. Euro bis zum Jahr 
2024 aufgestockt.

Deutschland bei der Digitalisierung au� olen. 
Deshalb brauchen wir ein Steuerrecht, das in-
novative Unternehmen unterstützt. Daher wol-
len wir Forschung und Entwicklung steuerlich 
stärker fördern. Deutschland kann nur dann 
dauerha�  Wohlstand und soziale Sicherheit ge-
währleisten, wenn die Unternehmen innovati-
ve Produkte und Dienstleistungen entwickeln. 
Das Steuerrecht muss dazu einen Beitrag leis-
ten, indem es die Rahmenbedingungen für die 
Bereitstellung von Wagniskapital verbessert. 
Dadurch scha� en wir bessere Bedingungen für 
Start-ups und geben Innovationen eine Chan-
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ce. Gerade die Coronakrise hat gezeigt, dass 
der stete Wandel der Wirtscha�  neue Ideen 
und Wege erfordert. 

Darüber hinaus wollen wir Gigabit-Gutschei-
ne für Privathaushalte sowie kleine und mitt-
lere Unternehmen. Mit den Gutscheinen wird 
ein Teil der Kosten erstattet, die bei der Um-
stellung auf Gigabit entstehen. So wollen wir 
den Ausbau von Hochgeschwindigkeitsnetzen 
nachfrageorientiert und kostene�  zient be-
schleunigen. Damit scha� en wir einen wirksa-
men Anreiz für Investitionen in den Gigabit-
Netzausbau.

DIE LINKE hat stets auf die eklatanten Feh-
ler beim Au� au der digitalen Infrastruktur 
hingewiesen. Es war und ist Unsinn, die Be-
reitstellung einer ö� entlichen Infrastruktur 
privaten Anbietern zu überlassen und auf die 
eklatanten Probleme ständig mit neuen ö� ent-
lichen Förderprogrammen zu Lasten Dritter 
zu reagieren. Wir wollen deshalb eine ö� ent-
liche Investitionso� ensive von 10 Mrd Euro 
pro Jahr, um ein einheitliches, kostengünsti-
ges Netz (Breitband und Funk) mit � ächende-
ckender Abdeckung zu bekommen. Der Netz-
ausbau und -betrieb gehört in die ö� entliche 
Hand. Dann können digitale Dienstleistungen 
von privaten Unternehmen kostengünstiger 
angeboten werden.

Durch Investitionszuschüsse, bessere Bera-
tungsangebote sowie attraktive Abschreibungs-
bedingungen, die Investitionen in Digitalisie-
rung zusätzlich fördern, wollen wir GRÜNE 
Selbstständige und Mittelstand auch weiterhin 
unterstützen. Passgenaue Beratungen sollen 
gefördert werden, auch über längere Zeiträu-
me. Dafür wollen wir KMU durch ein dezent-
rales und unabhängiges IT-Beratungsnetzwerk 
insbesondere bei höherer IT-Sicherheit unter-
stützen. Die Mittelstand 4.0-Kompetenzzen-
tren sollen � nanziell und personell ausgebaut 
werden, damit sie bundesweit den Unterneh-
men mit kompetenter Beratung besser zur 

Seite stehen können. Das KI-Trainer*innen-
Programm wollen wir an die tatsächlichen 
Bedürfnisse der KMU anpassen. Wir wollen 
die Investitionsförderung für KMUs entlang 
des Programmes „Digital Jetzt“ beschleuni-
gen, vereinfachen und aufstocken und einen 
Rechtsanspruch auf schnelles Internet einfüh-
ren, Grundlage sollte die Bandbreite sein, die 
heute schon überwiegend genutzt wird.

6. � ema: Fachkrä� e
Wie wollen Sie die Fachkrä� ebasis für die 
kleinen und mittelständischen Unterneh-
men langfristig sichern?

Damit wir auch in Zukun�  die Fachkrä� e ha-
ben, die unser Land braucht, setzen wir unter 
anderem auf gute beru� iche Ausbildung, die 
zunehmende Beschä� igung von Frauen, Äl-
te-ren und Menschen mit Behinderungen auf 
dem ersten Arbeitsmarkt, die Quali� zierung 
von Langzeitarbeitslosen sowie den gesteu-
erten Zuzug gut ausgebildeter und leistungs-
bereiter Menschen aus den Mitgliedstaaten 
der EU und aus außereuropäischen Staaten. 
Deutsch-land ist noch zu wenig Zielland für 
die klugen Köpfe der Welt. Weiterbildung ist 
darüber hinaus ein entscheidender Schlüssel, 
um die vor uns liegenden Herausforderungen 
zu meistern. Unser Ziel bleibt die Vollbeschäf-
tigung.

Wir wollen in die beru� iche Bildung und ihre 
Attraktivität investieren, um dem Fachkräf-
temangel entgegenzuwirken. So setzen wir 
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uns für eine Ausbildungsgarantie ein, die alle 
jungen Menschen in eine Ausbildung vermit-
telt, auch wenn sie nicht direkt und auf eigene 
Kra�  den Weg in eine betriebliche Ausbildung 
� nden. Gleichzeitig wollen wir den Lernort 
Berufsschule von Bundesseite stärken, damit 
dieser modernisiert wird und mit vielen guten 
Lehrkrä� en die Fachkrä� e der Zukun�  ausbil-
den kann. Zudem wollen wir mit
� nanziellen Hilfen die Mobilität der Azubis 
erhöhen. Mit dem Fachkrä� eeinwanderungs-
gesetz haben wir unseren Arbeitsmarkt zudem 
erstmals in vollem Umfang auch für Fachkräf-
te mit quali� zierter Berufsausbildung geö� net. 
Bisher konnten Fachkrä� e nur einwandern, 
wenn sie einen Hochschulabschluss hatten 
oder wenn ihr Ausbildungsberuf auf der soge-
nannten Engpassliste stand. Auch wirken wir 
dem Fachkrä� emangel durch umfassende För-
derung von Weiterbildung entgegen, z.B. mit 
dem Quali� zierungschancengesetz.

Wir Freie Demokraten wollen unser erfolgrei-
ches beru� iches Bildungssystem stärken und 
� t für die Zukun�  machen. Dafür wollen wir 
eine Exzellenzinitiative Beru� iche Bildung auf 
den Weg bringen. Analog zur Exzellenzinitia-
tive für Hochschulen soll diese einen bundes-
weiten Wettbewerb um die besten Ideen zur 
Zukun�  der beru� ichen Bildung anregen. Ein 
Zentrum für digitale Berufsbildung soll be-
rufsbildende Schulen und ausbildende Betrie-
be in der Konzeption und Umsetzung digitaler 
Ausbildungsangebote unterstützen. Schulen 
der beru� ichen Bildung wollen wir um krea-
tive MakerSpaces und o� ene Werkstätten (Fa-
bLabs) erweitern. Auch wollen wir der beruf-
lichen Bildung den gleichwertigen Zugang 
zu den Begabtenförderungswerken und zum 
Deutschlandstipendium ermöglichen. 

Darüber hinaus wollen wir die Einwanderung 
in den Arbeitsmarkt verständlich und einfach 
steuern. Dazu fordern wir ein modernes Zwei-
Säulen-System. Dieses besteht aus einer über-
arbeiteten „Blue Card“ als Kerninstrument der 
Fachkrä� eeinwanderung mit Arbeitsplatzan-
gebot, die auch für nicht-akademische Fach-

krä� e geö� net werden muss, und der Einfüh-
rung einer Chancenkarte für ein Punktesystem 
nach kanadischem Vorbild, um für Fachkrä� e 
die Möglichkeit zu scha� en, auch ohne Arbeits-
platzangebot zur Arbeitssuche nach Deutsch-
land zu kommen. Die Steuerung soll hier über 
Kriterien wie Bildungsgrad, Deutsch- oder 
auch gute Englischkenntnisse, Alter, Berufs-
erfahrung und den aktuellen Fachkrä� ebedarf 
am Arbeitsmarkt erfolgen. Mittelfristig soll 
die Chancenkarte in einem europäischen Ta-
lentpool aufgehen, um Europas Attraktivität 
für quali� zierte Fachkrä� e und Studierende 
zu erhöhen und zu vereinheitlichen. Für bei-
de Säulen muss es für alle Berufe eine einzige 
gemeinsame bundesweit zuständige Anerken-
nungsstelle geben, die die Prüfung strukturiert 
und professionell vornimmt. Für gut integrier-
te Schutzsuchende muss es die Möglichkeit 
eines „Spurwechsels“ in eine der beiden Säulen 
der Einwanderung in den Arbeitsmarkt geben. 
Denn wer einer Erwerbstätigkeit nachgeht 
oder sich in einer Quali� kationsphase (zum 
Beispiel Ausbildung oder Studium) be� ndet, 
sollte nicht ausgewiesen werden.

Fast zwei Millionen junge Menschen haben kei-
ne Berufsausbildung. Wir wollen, dass alle, die 
eine Ausbildung begonnen haben, diese auch 
beenden können. Dafür sollte der Bund Mit-
tel bereitstellen. Laut GEW müssen an den be-
rufsbildenden Schulen bis 2030 rund 160.000 
Lehrkrä� e eingestellt werden, um den Bedarf 
zu decken. DIE LINKE fordert eine grund-
legende Reform des Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG), um die Ausbildungsqualität deutlich 
zu verbessern. Darüber hinaus setzen wir uns 
für lebenslanges Lernen ein. Auch dafür sind 
die Mittel und das Personal aufzustocken.

Fachkrä� emangel ist ein wachsendes Problem 
– gerade für KMU. Grundsätzlich müssen alle 
Potentiale genutzt werden. Das heißt vor allem 
gute Aus- und Weiterbildungsangebote für 
alle. Wir GRÜNE wollen sichergehen, dass nie-
mand ohne Ausbildungsangebot bleibt. Auch 
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im Erwerbsverlauf müssen wir erreichen, dass 
keine sinnvolle Weiterbildung an Geld, Zeit 
oder Wissen scheitert, damit jede Person best-
möglich tätig sein kann. Arbeitslose brauchen 
bessere Quali� zierung und Vermittlung. At-
traktive Arbeitsbedingungen, familienfreund-
liche Regelungen über Arbeitszeit und Ort in 
den Betrieben können zudem dafür sorgen, 
dass Beschä� igte ihre Arbeitszeit ausweiten. 
Viele Eltern arbeiten gern mehr, wenn geeigne-
te Betreuungsinfrastruktur vorhanden ist. Das 
wollen wir sicherstellen. Mit einem Einwande-
rungsgesetz sorgen wir zudem dafür, dass Zu-
wanderung und erfolgreiche Integration von 
Fachkrä� e aus der EU und Drittstaaten unbü-
rokratisch möglich wird.

7. � ema: Neustart
Die Corona-Pandemie hat die kleinen und 
mittelständischen Unternehmen hart ge-
tro� en. Mit welchen Maßnahmen wollen 
Sie die Existenz- und Wettbewerbsfähigkeit 
der KMU fördern, um einen schwungvollen 
Neustart zu gewährleisten?

CDU/CDU hat � ema 7 & 8 zusammen beant-
wortet. S. � ema 8.

Wir wollen die Wettbewerbsfähigkeit von 
KMUs und der deutschen Wirtscha�  insge-
samt durch drei Bausteine nachhaltig stärken. 
Erstens: Investitionen der ö� entlichen Hand. 
Wir werden das von Olaf Scholz durchgesetz-
te, hohe Investitionsniveau des Bundes mit 
mindestens 50 Milliarden Euro pro Jahr wei-
ter fortsetzen und zudem dazu beitragen, dass 

sich alle staatlichen Ebenen mit großer In-
vestitionskra�  beteiligen. Zweitens: Wir wer-
den die Innovationsförderung aufstocken, die 
Forschung in die mittelständische Praxis mit 
Partnerscha� s- und Kooperationsförderungen 
vorantreiben und die Förder- und Kreditpro-
gramme für den Mittelstand im Bereich Um-
welt-, Klima- und Ressourcenschutz ausbauen. 
Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
werden einen niederschwelligen Zugang zu 
Fördermitteln erhalten. Drittens: Indem wir 
die EEG-Umlage bis 2025 abscha� en, reduzie-
ren wir merklich die Stromkosten für Unter-
nehmen und halten diese wettbewerbsfähig.

Bereits vor der Coronakrise hat Deutschlands 
Wirtscha�  an Fahrt verloren. Nun müssen wir 
trotz Krise schnell wieder auf Wachstumskurs 
kommen. Für einen zukun� sfähigen Standort 
und Arbeitsplätze brauchen wir echte Moder-
nisierungsimpulse. Wir Freie Demokraten set-
zen dabei auf die Innovationskra�  der Sozia-
len Marktwirtscha�  und auf eine Agenda für 
mehr Wachstum: entlasten, entfesseln, inves-
tieren. Umso entschlossener müssen wir jetzt 
das Fundament für einen Au� olwettbewerb 
legen: Werden wir Weltspitze bei der Wettbe-
werbsfähigkeit statt bei Steuern und Abgaben. 
Investieren wir massiv in die Grundlagen von 
Aufstieg und Wachstum: unser Bildungssys-
tem. Lassen wir unsere Infrastrukturen nicht 
länger verkommen, sondern bauen sie aus. 
Stärken wir die Krä� e der Sozialen Marktwirt-
scha�  und des Freihandels. Bringen wir das 
Verhältnis von Privat und Staat wieder in eine 
die Leistungsbereitscha�  fördernde Balance. 
Geben wir Mittelstand, Selbstständigen und 
Start-ups mehr Raum für Erfolg und kreative 
Lösungen! Ermutigen statt erschweren: Das ist 
unsere Mission.

Aktuell braucht Deutschland eine mittel- und 
langfristige Strategie zum Umgang mit der 
Pandemie (gezielte Direkthilfen und Zuschüs-
se wo nötig) in Kombination mit einer ö� ent-
lichen Investitionso� ensive für den sozial-öko-
logischen Umbau (120 Mrd. Euro p.a.), damit 
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unsere Produktions- und Dienstleistungssek-
toren, Infrastruktur und ö� entlichen Institu-
tionen „� t“ und krisensicher für die Zukun�  
werden. Für Unternehmen in den Umbau-
sektoren, z.B. der Automobilzulieferbranche, 
legen wir einen Rettungsschirm von 20 Mrd, 
Euro/ Jahr auf, um Beschä� igung und Tarif-
verträge zu sichern.

Mit einer Investitionso� ensive - ö� entlich wie 
privat - wollen wir GRÜNE die Konjunktur an-
schieben, in Klimaschutz, Digitalisierung und 
moderne Infrastrukturen investieren und die 
Investitionskra�  der Unternehmen stärken. 
Bei vielen kleinen und mittleren Unterneh-
men und Selbständigen sind nach Monaten 
der Krise die Reserven völlig aufgebraucht. 
Wir wollen es den Unternehmen ermöglichen, 
ihre Corona-Verluste mit den Gewinnen der 
letzten 4 Jahre (derzeit ist dieser Verlustrück-
trag auf 1 Jahr begrenzt) zu verrechnen. Diese 
Unternehmen erhalten dann die in den Vor-
jahren gezahlten Steuern erstattet. Das hil�  
beim Neustart vor allem KMU, die z.B. wegen 
Schließungen sehr hohe Verluste hatten. Wir 
wollen einfachere und attraktivere Regeln für 
Abschreibungen und Umsatzsteuer. Ein einfa-
ches Restrukturierungsverfahren für KMU vor 
der Insolvenz ermöglicht z.B. langfristige Miet-
verträge neu auszuhandeln. Beim Neustart soll 
auch unser Gründungskapital von 25.000 Euro 
unterstützen.

8. � ema: Schlussstatement
Welchen Stellenwert genießen die kleinen 
und mittelständischen Unternehmen in Ih-
rer Partei? Warum sollen KMUs und Selbst-
ständige am 26. September Ihre Partei wäh-
len?

Ganz gleich, ob Selbstständige, kleine oder 
mittlere Unternehmen: In unserem Moderni-
sierungsjahrzehnt müssen wir es scha� en, dass 
sie sich mehr auf ihr Kerngeschä�  konzentrie-
ren und neue Ideen umsetzen können. Ein 
modernes Deutschland ist auch eines, das Er-
� n-derreichtum und Unternehmertum mehr 
Freiräume lässt. CDU und CSU sind die Par-
teien der Sozialen Marktwirtscha�  und wer-
den auch in Zukun�  Wirtscha� skompetenz 
mit prak-tizierter Solidarität und e�  zientem 
Schutz der Umwelt und des Klimas verbin-
den. Wir wer-den vor allem ein umfangreiches 
Entfesselungspaket auf den Weg bringen, das 
kleine und mittlere Unternehmen von Steuern 
und Bürokratie entlastet sowie Planungs- und 
Genehmigungsverfahren beschleunigt. Das 
bringt unser Land voran.

Für die SPD bilden kleine und mittelständi-
sche Unternehmen, Selbständige und junge 
Gründerinnen und Gründer das Rückgrat der 
deutschen Wirtscha�  und tragen entschei-
dend zum Wohlstand unseres Landes bei. In 
den nächsten Jahren wird es auf sie besonders 
ankommen. Wir wollen deshalb diese Unter-
nehmerinnen und Unternehmer umfassend 
fördern, indem wir unnötige Belastungen ver-
hindern und durch kluge Rahmensetzungen 
gute Bedingungen für gelingendes Unterneh-
mertum scha� en. Deshalb wollen wir auf allen 
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staatlichen Ebene massiv investieren, die Inno-
vationsförderung aufstocken, die Forschung in 
die mittelständische Praxis mit Partnerscha� s- 
und Kooperationsförderungen vorantreiben 
und die Förder- und Kreditprogramme für den 
Mittelstand im Bereich Umwelt-, Klima- und 
Ressourcenschutz ausbauen und so dafür sor-
gen, dass der Staat als Partner den sozial-öko-
logischen Wandel klug begleitet.

Der Stellenwert kleiner und mittelständischer 
Unternehmen für die Freien Demokraten 
kann nicht hoch genug eingeschätzt werden. 
Wir wollen sie aus Überzeugung stärken, denn 
sie sind das Rückgrat unserer Wirtscha� . Wir 
wollen Perspektiven insbesondere für kleine 
und mittlere Unternehmen von der Industrie 
über das Handwerk bis zum Handel scha� en. 
Voraussetzungen hierfür sind eine � ächende-
ckend zukun� staugliche digitale Infrastruktur, 
leistungsfähige Verkehrswege und ein starkes 
duales Bildungssystem. Abwanderung, Über-
alterung und Fachkrä� emangel setzen dem 
Mittelstand besonders hart zu. Deshalb brau-
chen wir moderne Ansätze insbesondere auch 
in den ländlichen Regionen. Damit die Unter-
nehmen nicht durch Erbgänge oder eine Subs-
tanzbesteuerung gefährdet werden, lehnen wir 
eine Verschärfung der Erbscha� steuer oder 
die Wiedereinführung der Vermögensteuer ab. 
Für Selbstständige fordern wir Fairness. Selbst-
ständige sind keine Erwerbstätigen zweiter 
Klasse. Mit unterschiedlichen Reformansätzen 
wollen wir die Selbstständigkeit erleichtern, sie 
als Selbstbestimmung ernst nehmen und für 
mehr ö� entliche Wertschätzung von Selbst-
ständigen sorgen.

Von unserem Investitionsprogramm pro� -
tieren vor allem regionale Unternehmen und 
Handwerk. Für arbeitsintensives Handwerk 
wollen wir ermäßigte Umsatzsteuersätze. Die 
gesamte Wirtscha� sförderung will DIE LINKE 
wesentlich stärker am Bedarf der KMU orien-
tieren.

Klimaneutralität und Digitalisierung sind 
die großen Herausforderungen für unter-
nehmerische Ideen und gute Arbeitsplätze in 
Deutschland. Besonders Selbständige und den 
Mittelstand wollen wir GRÜNE unterstützen, 
damit sie diese Herausforderungen bewältigen. 
Unsere Mittelstandspolitik setzt auf weniger 
bürokratische Lasten, eine innovationsfreund-
liche Steuerpolitik und eine breitenwirksame 
Forschungslandscha� . Mit klaren Leitplanken 
scha� en wir Planungssicherheit und ö� nen 
Räume für neue Geschä� sideen und Innovati-
on. Mit einer O� ensive für private und ö� ent-
liche Investitionen unterstützen wir die Trans-
formation in den Unternehmen und stärken 
die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts. Wir 
fördern eine Kultur der Selbständigkeit z.B. 
mit einem Gründungskapital von bis zu 25.000 
Euro und unterstützen mit mehr Wagniska-
pital den Ideenreichtum von Start-Ups. Wir 
unterstützen KMU bei der Digitalisierung und 
bei der Gewinnung von Fachkrä� en und sor-
gen für faire Wettbewerbsregeln.

Wir bedanken uns herzlich bei allen Par-
teien für die Beantwortung unserer Fragen.
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